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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Botschafterinnen vertreten die Bun- 
desrepublik Deutschland, und ist die Bundesre- 
gierung der Auffassung, dass die Zahl der Bot- 
schafterinnen ausreichend ist? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 7. Juli 2006 

Acht Botschaften der Bundesrepublik Deutschland werden derzeit 
von Frauen geleitet. Auf die Gesamtzahl der Botschaften bezogen be- 
deutet dies einen Frauenanteil von 5,6 Prozent. Hinzu kommen sechs 
Leiterinnen von Generalkonsulaten. Damit werden 7,3 Prozent der 
deutschen Auslandsvertretungen von Frauen geleitet. 

Dazu ist anzumerken, dass Leitungsfunktionen im Auswärtigen Amt 
in der Regel erst im fortgeschrittenen Alter erreicht werden können. 
Aus diesem Grunde spiegelt der jetzige Anteil von Frauen in Füh- 
rungspositionen die Bewerberlage und Einstellungssituation in den 
70er Jahren wider. Damals war der Anteil von Frauen unter den 
Bewerbern für den höheren auswärtigen Dienst noch gering. Inzwi- 
schen hat sich das Bild erfreulicherweise geändert. Um die Chancen- 
gleichheit zu sichern, hat das Auswärtige Amt einen Gleichstellungs- 
plan verabschiedet. 

Insbesondere bei den Einstellungen im höheren Dienst konnte der 
Frauenanteil in den zurückliegenden Jahren nachhaltig gesteigert wer- 
den; im Ausbildungsjahrgang 2005/2006 sind über 50 Prozent der 
Attaches Frauen. 


2. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Botschafterinnen und Botschafter 
mit einem ostdeutschen Lebenslauf vertreten 
die Bundesrepublik Deutschland, und ist die 
Bundesregierung der Auffassung, dass die 
Zahl der Botschafterinnen und Botschafter mit 
einem ostdeutschen Erfahrungshintergrund 
ausreichend ist? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 7. Juli 2006 

Die Auswahl der Leiterinnen und Leiter der deutschen Auslandsver- 
tretungen richtet sich nach Eignung, Befähigung und Leistung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Seit 1 990 wurden zahlreiche Bewerberinnen und Bewerber aus den da- 
mals beigetretenen Bundesländern eingestellt, die jetzt zunehmend 
auch das Dienstalter erreicht haben, bei dem sie bei Eignung auch für 
Führungspositionen in Frage kommen. 
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3. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über eine missbräuchliche Nutzung der Pyro- 
chlor-Mine „Lueshe“ in der Demokratischen 
Republik Kongo seit 1993 (an solchem Miss- 
brauch ggf. beteiligte Personen, Exporte und 
Erlöse hieraus), und in welcher Weise genau 
befasste sich die Bundesregierung seit 1993 
mit dem Missbrauch der Mine? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 7. Juli 2006 

Aufgrund der jahrelang problematischen Sicherheitslage im Osten der 
Demokratischen Republik Kongo verfügte die Bundesregierung über 
einen längeren Zeitraum nicht über verlässliche Informationen zum 
Betrieb der Pyrochlor-Mine „Lueshe“. Während des Bürgerkriegs 
konnten weder örtliche Behörden noch die Eigentümer eine Über- 
oder Bewachung gewährleisten. 

Die Bundesregierung hat aufgrund bekannt gewordener Missbrauchs- 
fälle in der Demokratischen Republik Kongo im Juni 2000 die Einset- 
zung eines Expertenausschusses durch den Sicherheitsrat der Verein- 
ten Nationen - das so genannte Kassem-Panel - unterstützt, der die 
illegale Ausbeutung von Bodenschätzen in der Demokratischen 
Republik Kongo untersucht hat. 

Die Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen umfasst auch eine 
weitere vom Sanktionsausschuss des VN-Sicherheitsrates eingesetzte 
Expertengruppe, der in den Jahren 2005 und 2006 Informationen zur 
Mine Lueshe und der Rolle der Eigentümerin der Mine, nämlich der 
Gesellschaft für Elektrometallurgie (GfE), zur Verfügung gestellt wur- 
den. 

Die Bundesregierung unterstützt die Absicht der GfE, ihre Anteile an 
der Projektgesellschaft so rasch wie möglich einem verantwortungsbe- 
wussten Betreiber zu übertragen. 

Für die Bundesregierung ist die Regierung der Demokratischen Re- 
publik Kongo der Ansprechpartner, um eine mit legitimen kongolesi- 
schen Interessen zu vereinbarende Lösung zu finden. 


4. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Maßnahmen seit 1993, um die miss- 
bräuchliche Nutzung der Pyrochlor-Mine 
„Lueshe“ in der Demokratischen Republik 
Kongo zu verhindern, sowie darüber, wie zu 
diesem Zweck die GfE ihre Gesellschafterrech- 
te an der verantwortlichen Minenbetreiber- 
gesellschaft SOMIKIVU wahrnahm? 
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Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 7. Juli 2006 

Nach Kenntnis der Bundesregierung lagen auch der GfE aufgrund 
der unübersichtlichen Lage während des Konflikts in der Region und 
besonders in der Provinz Kivu keine verlässlichen Informationen zu 
dem Minenbetrieb vor. Die Sicherheitslage hat es der GfE nicht 
erlaubt, ihre Gesellschafterrechte dergestalt durchzusetzen, dass sie 
von Deutschland aus tatsächliche Kontrolle über das Gelände gehabt 
hätte. 

Seit sich die Sicherheitslage in der Region zu stabilisieren begonnen 
hat, hat die GfE in Abstimmung mit der Bundesregierung Kontakt 
mit der Regierung in Kinshasa zur möglichen Übertragung ihrer Ge- 
sellschafterrechte aufgenommen. 

Ziel bleibt eine ordnungsgemäße Wiederaufnahme des Minenbetriebs 
durch einen neuen Gesellschafter in Übereinstimmung mit den örtli- 
chen Bestimmungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung Forderun- 
gen des Europarates, wonach laut Pressemel- 
dungen (vgl. Meldungen der N achrichtenagen- 
turen AFP und epd vom 27. Juni 2006) „die 
europäischen Staaten ihre Gesetze zur Kon- 
trolle der Geheimdienste verschärfen und aus- 
ländische Agenten ausdehnen“ müssten, für 
eine „effizientere und striktere Überwachung 
der Geheimdienste in Europa“ sorgen müssten 
und „klare Regelungen“ für „deren Zusam- 
menarbeit mit ausländischen Diensten“ erlas- 
sen sollen? 


6. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund dieser Forderungen des Europarates ge- 
setzgeberischen Handlungsbedarf für Deutsch- 
land, und wenn ja, welchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 6. Juli 2006 

Die Bundesregierung kann zu etwaigen Vorschlägen des General- 
sekretärs des Europarates erst Stellung nehmen, wenn diese formuliert 
und vorgelegt werden. Die Bundesregierung sieht daher derzeit keinen 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Der angefragte Sachverhalt steht 



Drucksache 16/2165 


-4- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


teilweise in Zusammenhang mit der Tätigkeit des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 16. Wahlperiode. Sollte sich hieraus konkreter gesetz- 
geberischer Handlungsbedarf ergeben, wird die Bundesregierung die 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 


7. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE LINKE.) 


Reichen die Regelungen der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesregierung nicht 
aus, um die Interessenverbände zureichend zu 
beteiligen, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 4. Juli 2006 

Ja, die Regelungen reichen aus. 


8. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE LINKE.) 


Kann nach Auffassung der Bundesregierung 
ein Experte aus einem Unternehmen zwei Sei- 
ten dienen, auf der einen Seite dem Souverän 
bzw. dem Staat und den Bürgerinnen und Bür- 
gern und auf der anderen Seite dem Arbeitge- 
ber, zu dem er zurückkehrt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 4. Juli 2006 

Der Bundesregierung ist es unbenommen, sich externen Sachverstan- 
des bei der Erledigung ihrer Aufgaben zu bedienen. Die politische 
Verantwortung der Bundesregierung bleibt davon unberührt. 


9. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehrn 

(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass Presse- 
berichten zufolge („M - Menschen Machen 
Medien“ 6/2006, Interview mit Jens Wein- 
reich, Berliner Zeitung) 6,5 Mrd. Euro aus ver- 
schiedenen öffentlichen Töpfen in die Finan- 
zierung der Fußball-WM 2006 investiert wur- 
den, und wenn ja, welche Haltung nimmt sie 
hierzu ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 5. Juli 2006 

Der Bundesregierung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Zusam- 
menstellung aller Aufwendungen aus öffentlichen Kassen (Bund, Län- 
der, Städte und Gemeinden) für die Fußball-WM 2006 bekannt. 

Bund und Länder wissen um die einmalige Chance, die die Fußball- 
WM 2006 bietet. Sie sind entschlossen, dieses Großereignis zu nutzen, 
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um das wiedervereinigte Deutschland als gastfreundlichen, weltoffe- 
nen und toleranten Gastgeber der Welt zu präsentieren und für den 
Standort Deutschland zu werben. 


10. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehm 

(DIE LINKE.) 


Auf welcher Grundlage und in welcher Höhe 
hat die Bundesregierung Mittel in die Vorbe- 
reitung, Organisation und Durchführung der 
Fußball-WM 2006 investiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 5. Juli 2006 

Die Bundesregierung hat den Deutschen Fußball-Bund bei der WM- 
Bewerbung intensiv unterstützt und gegenüber der FIFA Regierungs- 
garantien abgegeben, die maßgeblich dazu beigetragen haben, dass 
Deutschland den Zuschlag erhalten hat. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung ein Gastgeberkonzept entwi- 
ckelt, das vier Bausteine umfasst: 

- die Leistungen der Bundesregierung/Projekte der Ressorts, 

- das Standortmarketing für Deutschland, 

- das Kunst- und Kulturprogramm und 

- die Nationale Service- und Freundlichkeitskampagne. 


11. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehm 

(DIE LINKE.) 


Aus welchen Etats wurden diese Mittel ent- 
nommen, und an wen wurden sie ausbezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 5. Juli 2006 

Die Mittel der Bundesregierung für die Fußball-WM 2006 werden aus 
den jeweiligen Haushaltsplänen der Ressorts zur Verfügung gestellt. 
Aus dem Einzelplan 06 (BMI) wurden/werden z. B. Bundesmittel zur 
Verfügung gestellt an: 

• Senat Berlin (195,8 Mio. Euro für Umbau Olympiastadion), 

• Stadt Leipzig (51,1 Mio. Euro für Umbau Zentralstadion), 

• DFB Kulturstiftung gGmbH (29 Mio. Euro für Kunst- und Kultur- 
programm), 

• FC Deutschland GmbH (10 Mio. Euro für Standort- und Image- 
kampagne), 
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• Deutsche Zentrale für Tourismus e. V. (1,5 Mio. Euro für Service- 
und Freundlichkeitskampagne). 

Die Ressorts führen weitere Projekte und Maßnahmen durch, die in 
einem ganz unterschiedlich engen oder weiten Zusammenhang mit 
der Fußball-WM stehen, z. B.: Maßnahmen im Bereich der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit (Presse- und Informationsamt der Bundesre- 
gierung); Deutschlandfilm für den Einsatz im Ausland (AA); die Pro- 
jekte „Streetfootballworld“, „Fanprojekte“ (BMFSFJ); Erstellung 
einer „Green-Goal“-Broschüre zur Sensibilisierung der Vereine für 
Umwelt- und Naturschutzprobleme (BMU); Projekte zur Vorberei- 
tung einer rauchfreien WM (BMG/Bundeszentrale für gesundheitli- 
che Aufklärung). Andere Maßnahmen wurden teüweise von den zu- 
ständigen Ressorts anlässlich der Fußball-WM vorgezogen und kom- 
men ihr in ihren Auswirkungen zugute, Beispiel Verkehr: seit dem Zu- 
schlag für Deutschland als Ausrichterland im Jahr 2000 hat die Bun- 
desregierung ca. 3,7 Mrd. Euro allein in Ausbau- und Erweiterungs- 
maßnahmen für das Bundesfernstraßennetz investiert. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 

Das Gesamtkostenvolumen für die Sicherheitsmaßnahmen steht ge- 
genwärtig noch nicht fest und wird im Anschluss an die WM 2006 er- 
mittelt werden. 


12. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehm 

(DIE LINKE.) 


Welche Anstrengungen unternimmt die Bun- 
desregierung, um Vertreter und Vertreterinnen 
der deutschen Sportprominenz, die von den in 
den Fragen 9 bis 11 genannten Geldern profi- 
tieren und ihren Wohnsitz steuerbegünstigt in 
Nachbarländern wie Österreich oder der 
Schweiz haben, mithilfe der Residenzregelung 
dazu zu bewegen, Einkommensteuern in der 
Bundesrepublik Deutschland zu bezahlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 5. Juli 2006 

Die Bundesregierung nimmt zu derartigen pauschalen Vorwürfen 
nicht Stellung. Die Beurteilung konkreter Steuerfälle liegt in der Zu- 
ständigkeit der Finanzverwaltung der Länder. Eine Stellungnahme zu 
Einzelfällen wäre aufgrund des Steuergeheimnisses (§ 30 der Abga- 
benordnung) auch nicht möglich. 


13. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Welche Folgen sieht die Bundesregierung für 
den Segelflugsport, seitdem nach dem Luftsi- 
cherheitsgesetz für alle eine kostenpflichtige 
Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist, 
insbesondere auch unter dem Aspekt der 
Nachwuchsförderung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 30. Juni 2006 

Piloten von Segelflugzeugen unterliegen keiner Zuverlässigkeitsüber- 
prüfung nach dem Luftsicherheitsgesetz. 


14. Abgeordneter 

Burkhardt 

Müller-Sönksen 

(FDP) 


Wie viele Zivilschutzräume gibt es in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die Notwendigkeit von Zivil- 
schutzräumen in Anbetracht der aktuellen 
Sicherheitslage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 6. Juli 2006 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 2020 öffentliche Schutz- 
bauanlagen. Die Bundesregierung prüft gegenwärtig im Einverneh- 
men mit den Ländern den Nutzen der vorhandenen Anlagen im Hin- 
blick auf die gewandelte Bedrohungslage. 


15. Abgeordneter 

Burkhardt 

Müller-Sönksen 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung irgendwelche Fälle 
bekannt, in denen Zivilschutzräume wegen zi- 
viler Neubauvorhaben abgerissen wurden, und 
wenn ja, sind in diesen Fällen die Zivilschutz- 
räume an anderer Stelle neu erbaut worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 6. Juli 2006 

Nach § 7 Abs. 2 des Zivilschutzgesetzes besteht grundsätzlich ein Ver- 
änderungsverbot für vorhandene Schutzräume. In der Vergangenheit 
sind in begründeten Einzelfällen Schutzräume mit der Maßgabe aus 
der Zivilschutzbindung entlassen worden, dass im Zuge anstehender 
ziviler Neubauvorhaben Ersatzmaßnahmen vorgesehen wurden. 


16. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die in den Allgemei- 

Petra nen Ticket-Geschäftsbedingungen (ATGB) der 

Pau FIFA und des OK des DFB und hier beson- 

(DIE LINKE.) ders in deren Punkt 10 ausgesprochenen Wer- 

beverboten in den Fußball-WM-Stadien recht- 
lich für geeignet und hinreichend, um - wie in 
Leipzig am 18. Juni 2006 geschehen - Stadion- 
besuchern unter Androhung des Nichteinlasses 
Kleidungsstücke abzunehmen, die Werbeauf- 
drucke von Nichtsponsoren der WM tragen - 
und die damit im allgemeinen Kontext des N a- 
tionalen Sicherheitskonzepts zur Fußballwelt- 
meisterschaft stehen (vgl. den Landesbeauf- 
tragten für Datenschutz Schleswig-Holstein, 
Dr. Thilo Weichert, „Wie viel und welche Si- 
cherheit verträgt der Sport? - Für eine daten- 
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schutzverträgliche Fußball-WM“) und wenn 
ja, wie begründet die Bundesregierung ihre 
Auffassung? 


17. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen 
und zulässig, Geschäftsbedingungen dieser Art 
mit dem Zwang zur Unterwerfung vorzulegen 
in einer Zeit, in der kaum noch Kleidungsstü- 
cke, speziell im Sport-, Hobby- und Freizeitbe- 
reich ohne Werbeaufdrucke, Logos, Signets 
u. Ä. zu erwerben sind und die Wahl eines 
Kleidungsstücks mit diesen Kennzeichnungen 
oder einer entsprechenden Marke für immer 
mehr Menschen untrennbar mit individuellen 
und ganz privaten Entscheidungen und Orien- 
tierungen verbunden sind und diese Werbung 
zur Zeit der WM auf allen Ebenen noch exzes- 
siver betrieben wird, und wenn ja, womit be- 
gründet die Bundesregierung ihre Auffassung? 


18. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Auf welchen Dienst- und Lagebesprechungen 
der für Sicherheit und Organisation Verant- 
wortlichen wurden diese Vereinbarungen und 
deren mögliche Konsequenzen besprochen, 
und welche genauen Maßnahmen wurden für 
ihre Umsetzung ausgearbeitet und festgelegt, 
um völlig wülkürliches Vorgehen untergeord- 
neter Instanzen zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 6. Juli 2006 

Die FIFA-Fußball-WM 2006 wird vom Organisationskomitee (OK) 
im Auftrag der FIFA ausgerichtet. Die FIFA besitzt alle Rechte an 
der Veranstaltung einschließlich der Werbe- und Vermarktungsrechte. 
Die FIFA und das OK haben die zwölf WM-Stadien und die dazuge- 
hörigen Einrichtungen für die WM gemietet. Innerhalb des jeweiligen 
WM-Stadions und des für die Dauer der WM errichteten äußeren Si- 
cherheitsrings besitzen das OK und die FIFA das alleinige Hausrecht. 
FIFA und OK haben eine Werbe-Exklusivität für die 15 offiziellen 
FIFA-Partner und die sechs Nationalen Förderer beschlossen. 

Die Richtlinien der Stadionordnung werden von privaten Ordnungs- 
kräften durchgesetzt, welche von dem OK beauftragt worden sind. 
Das OK erließ die Allgemeinen Ticket-Geschäftsbedingungen 
(ATGB), die im Übrigen auch in mehrfachen Gesprächen zwischen 
dem OK und dem Bundesverband der Verbraucherschutzzentralen 
abgestimmt wurden. 

Inhalt und Zielrichtung des Nationalen Sicherheitskonzepts FIFA- 
WM 2006 sind die Gefährdungen, die der Fußballweltmeisterschaft 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/2165 


2006 aus den unterschiedlichen Phänomenbereichen und Lagefeldern 
der Kriminalität drohen können. Was die Sicherung der Exklusivität 
der FIFA-Markenrechte anbelangt, ist der Veranstalter bzw. der Aus- 
richter der Fußballweltmeisterschaft 2006 zuständig. Maßnahmen, die 
durch die privaten Ordnungskräfte gegen Besucher der Spiele in die- 
sem Zusammenhang getroffen werden, werden von der Bundesregie- 
rung nicht bewertet. Sie haben, wie oben dargestellt, keinen Bezug 
zum Nationalen Sicherheitskonzept. 


19. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung, 
ob Bundesbedienstete - insbesondere des Bun- 
deskriminalamts und des Bundesnachrichten- 
dienstes - die Erstellung eines Buchs über die 
Erfolge des BKA-Beamten Gerhard L. betreu- 
ten (Oliver Schröm: Gefährliche Mission. Die 
Geschichte des erfolgreichsten deutschen Ter- 
rorfahnders. Scherz-Verlag Frankfurt am Main 
2005, 320 Seiten, 19,90 Euro), gegebenenfalls 
über deren Zahl, Dienststellen, die dafür ge- 
nau aufgewendete Dienstzeit, diesbezügliche 
Dienstreisen sowie die dadurch dem Steuer- 
zahler entstandenen Gesamtkosten, und - falls 
dies grundsätzlich zutraf - durch welches 
dienstliche Interesse wäre die Verwendung von 
Steuergeldern für ein kommerzielles Buchpro- 
jekt gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 30. Juni 2006 

Die Erstellung des Buchs wurde auf Anfrage des Journalisten Oliver 
Schröm von der Pressestelle des Bundeskriminalamtes begleitet. Es 
entspricht der Aufgabenstellung behördlicher Pressestellen - ungeach- 
tet etwaiger kommerzieller Interessen der hinter einer Anfrage stehen- 
den Medien -, die Berichterstattung über die Behörde durch Auskünf- 
te und Erläuterungen zu unterstützen. Die Pressestelle des Bundeskri- 
minalamtes hat dem Autor dazu mit einem Mitarbeiter an ca. sieben 
Arbeitstagen als Gesprächspartner zur Verfügung gestanden. Dafür 
sind wie bei diversen anderen Presseterminen teilweise auch Dienstrei- 
sen erforderlich geworden. Des Weiteren hat die Pressestelle des Bun- 
deskriminalamtes auf schriftlichem Wege auch die Pressestelle des 
Bundesnachrichtendienstes mit einbezogen. 


20. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 
Presseberichterstattung jüngst in Frage ge- 
stellte Abhörsicherheit des Digitalfunknetzes 
TETRA (vgl. WirtschaftsWoche vom 19. Juni 
2006), und wie will die Bundesregierung dem 
entgegenwirken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 6. Juli 2006 

Auch ein Digitalfunknetz ist ohne weiteren Schutz nicht abhörsicher. 
Für das künftige digitale Sprech- und Datenfunksystem für die Behör- 
den und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS-Digitalfunk) 
ist eine Luftschnittstellenverschlüsselung mit speziellen Algorithmen 
zur Sicherung der Organisationskanäle des Funksystems und zur Ge- 
währleistung des Replayschutzes vorgesehen. Weiterhin wird eine 
vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) ent- 
wickelte Ende-zu-Ende-Verschlüsselung zum Schutz der übertragenen 
Informationen eingesetzt werden. 


21. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(FDP) 


Welche Veränderungen im Hinblick auf die 
Organisation der Leitstellen ergeben sich aus 
der Einführung des e-Call-Systems, und wie 
gedenkt die Bundesregierung, auf die daten- 
schutzrechtlichen Konsequenzen zu reagieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 6. Juli 2006 

Die Zuständigkeit für die Leitstellen und deren Organisation liegt bei 
den Ländern. Die Auswirkungen einer Einführung des e-Call-Sy Sterns 
auf die Organisation der Leitstellen sind aufgrund dieser föderalen Zu- 
ständigkeiten durch das BMI nicht abschließend zu beurteilen. Es er- 
scheint aus fachlicher Sicht jedoch fraglich, ob diese Einführung Orga- 
nisationsänderungen zwingend erforderlich macht. 

Die Länder sind über den Unterausschuss Informations- und Kommu- 
nikationstechnik des AK II der Innenministerkonferenz in die e-Call- 
Thematik eingebunden. 

Die Bundesregierung hat frühzeitig den Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit eingebunden. Der Bundes- 
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit hat die 
Thematik an die Datenschutzgruppe nach Artikel 29 der EG-Daten- 
schutzrichtlinie übergeben, welche die EU-Kommission in daten- 
schutzrechtlichen Aspekten berät. Der Abschlussbericht dieser Ar- 
beitsgruppe ist für September 2006 avisiert und bildet die Grundlage 
für das weitere Vorgehen der Bundesregierung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


22. Abgeordneter Wie weit fortgeschritten ist das förmliche Er- 

Matthias kundungsverfahren des Bundesvermögensam- 

Berninger tes bezüglich eines Alternativstandortes des 

(BÜNDNIS 90/ Kasseler Zollamtes? 

DIE GRÜNEN) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Eine Entscheidung über die künftige Unterbringung des Zollamtes 
Kassel wird bis zur Vorlage verwertbarer Ergebnisse des Projekts 
„Strukturentwicklung Zoll“ zurückgestellt. Die Auswirkungen des 
Projekts können sodann in einem neu durchzuführenden Erkundungs- 
verfahren berücksichtigt werden. 


23. Abgeordneter 

Matthias 

Berninger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird der Vorschlag von der Stadt Kassel 
bewertet, das Güterverkehrszentrum als Stand- 
ort für das Kasseler Zollamt zu nutzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Der Vorschlag der Stadt Kassel, das Güterverkehrszentrum als Stand- 
ort für das Zollamt Kassel zu nutzen, kommt unter Wirtschaftlich- 
keitsaspekten nicht in Betracht. 


24. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Gab es nach dem 17. Mai 2006 Gespräche zwi- 
schen Bund und Ländern zur Reform der 
Grundsteuer, und wenn ja, wurden in diese 
auch die Kommunen einbezogen? 


25. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


In welcher Art und Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung, die Kommunen in die Re- 
form der Grundsteuer einzubeziehen, und zu 
welchem Zeitpunkt soll die Einbeziehung der 
Kommunen erfolgen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Die Fragen 24 und 25 beantworte ich zusammengefasst wie folgt: 

Zwischen Bund und Ländern hat im Juni 2006 eine Aussprache über 
die „Reform der Grundsteuer“ unter Zugrundelegung des Beschlusses 
der Finanzministerkonferenz vom 5. Mai 2006 stattgefunden. Vertre- 
ter der Kommunen haben daran nicht teilgenommen. 

Die Kommunen und kommunalen Spitzenverbände sollen in das Re- 
formvorhaben frühestmöglich eingebunden werden. 
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26. Abgeordnete 

Ulla 

Lötzer 

(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass die Beihilfeentscheidung der Europäi- 
schen Kommission zur Bankgesellschaft Berlin 
vom 18. Februar 2004 nicht verlangt, dass ge- 
gebenenfalls einem privaten Käufer der Bank- 
gesellschaft Berlin die Verwendung der Be- 
zeichnung „Sparkasse“ zu gestatten ist, und 
falls die Bundesregierung diese Einschätzung 
nicht teilt, wie begründet die Bundesregierung 
ihre Einschätzung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Ja. Die Beihilfeentscheidung der Europäischen Kommission vom 
18. Februar 2004 sieht lediglich vor, dass Berlin für die Veräußerung 
seiner Beteiligung an der Bankgesellschaft „ein offenes, transparentes 
und diskriminierungsfreies Veräußerungsverfahren“ einleitet. Gemäß 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes folgt aus der 
Verpflichtung zur Diskriminierungsfreiheit keine absolute Gleichset- 
zung unterschiedlicher Sachverhalte. Deshalb ist es zulässig, hinsicht- 
lich des Bezeichnungsschutzes „Sparkasse“ auch weiterhin zwischen 
öffentlichen und privaten Erwerbern zu unterscheiden. 


27. Abgeordnete 

Ulla 

Lötzer 

(DIE LINKE.) 


Wird die These, ein die Beihilfeentscheidung 
der Europäischen Kommission vom 18. Febru- 
ar 2004 ergänzendes Schreiben der Kommis- 
sion, das eine Verpflichtung zur Übertragung 
der Bezeichnung „Sparkasse“ auch auf einen 
privaten Investor formuliere (vgl. DER TA- 
GESSPIEGEL, 11. Juni 2006, „Der Kampf 
um den guten Namen“), stelle eine rechtsver- 
bindliche Entscheidung der Kommission dar, 
von der Bundesregierung als belastbar ange- 
sehen, und falls ja, welche Auswirkungen hätte 
es auf die Staatspraxis, wenn zukünftig alle 
Schreiben der EU-Kommission als rechtsver- 
bindliche Entscheidung betrachtet würden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Nach der Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte können ergän- 
zende Schreiben der Kommission, die gesonderte Verpflichtungen 
enthalten, unter bestimmten Voraussetzungen als rechtsverbindlich 
angesehen werden. Ferner ist die Kommission nach dieser Rechtspre- 
chung berechtigt, ihre Beihilfeentscheidungen mit nachträglichen Ne- 
benbestimmungen zu versehen. Entscheidend ist die Auslegung der 
Kommissionsschreiben im jeweiligen Einzelfall. Auswirkungen auf die 
Staatspraxis sind mit dieser Rechtsprechung nicht verbunden. Die 
Bundesregierung hat keinen Anlass, zukünftig alle Schreiben der 
Europäischen Kommission als rechtsverbindlich anzusehen. 
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28. Abgeordnete 

Ulla 

Lötzer 

(DIE LINKE.) 


Wie hat die Bundesregierung das o. a. Schrei- 
ben beantwortet, und falls sie es als rechtsver- 
bindliche Entscheidung betrachtet, warum hat 
sie keine Rechtsmittel dagegen eingelegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Das Schreiben der Europäischen Kommission vom 29. September 
2005 enthält Ausführungen zu Punkten, die ihr für die vollständige 
und korrekte Umsetzung ihrer Entscheidung besonders wichtig er- 
scheinen. Insoweit bestand weder Anlass zur Beantwortung dieses 
Schreibens noch zur Einlegung von Rechtsmitteln. 


29. Abgeordnete 

Ulla 

Lötzer 

(DIE LINKE.) 


Wie lässt sich nach Ansicht der Bundesregie- 
rung sicherst eilen, dass die in ihrem Vorstoß 
gegenüber der EU-Kommission zur Verhinde- 
rung der Wiederaufnahme des Vertragsverlet- 
zungsverfahrens wegen § 40 des Kreditwesen- 
gesetzes enthaltene Sonderregelung für das 
Land Berlin (FINANCIAL TIMES Deutsch- 
land, 15. Juni 2006) nicht auch in anderen Fäl- 
len mit dem Verweis auf den Grundsatz der 
Gleichbehandlung erfolgreich auf dem Rechts- 
weg eingefordert wird, und wie wül die Bun- 
desregierung sicherstellen, dass die Geschäfts- 
tätigkeit eines privaten Erwerbers der Bank- 
gesellschaft Berlin unter der Bezeichnung 
„Sparkasse“ auf das Gebiet des Landes Berlin 
beschränkt wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. Juli 2006 

Die angesprochene Rechtssicherheit ließe sich über eine Vereinbarung 
mit der Europäischen Kommission, die auf eine formelle und endgül- 
tige Einstellung des gegen § 40 des Kreditwesengesetzes gerichteten 
Vertragsverletzungsverfahrens abzielt, erreichen. 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Berliner Sparkassengesetzes ist der Geschäfts- 
bereich der Berliner Sparkasse auf das Land Berlin auszurichten. Ein 
privater Erwerber der Bankgesellschaft Berlin wäre bei Fortführung 
der Bezeichnung „Sparkasse“ an das in dieser Vorschrift festgelegte 
Regionalprinzip gebunden. 


30. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie lange beträgt nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die durchschnittliche Bearbeitungs- 
zeit einer Steuererklärung in elektronischer 
Form in den einzelnen Bundesländern, und 
wie bewertet sie die Bearbeitungszeiten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 7. Juli 2006 

Der Bundesregierung liegen aktuell keine belastbaren Daten zu der 
durchschnittlichen Bearbeitungszeit einer Steuererklärung in elektro- 
nischer Form in den einzelnen Bundesländern vor. 


31. Abgeordnete Wann und von wem wurden die Deutsche 

Gisela Bundesbank und weitere deutsche Stellen über 

Piltz den Zugriff US-amerikanischer Stellen auf so 

(FDP) genannte SWIFT-Daten (Society for World- 

wide Interbank Financial Telecommunication) 
informiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 5. Juli 2006 

Die Leitung der Deutschen Bundesbank wurde im Juli 2002 am Ran- 
de eines Treffens der GlO-Notenbankgouverneure und bilateral von 
einem Vertreter des US Treasury auf streng vertraulicher Basis über 
die Herausgabe von Daten der amerikanischen SWIFT-Niederlassung 
an US-Behörden auf der Grundlage US-amerikanischen Rechts infor- 
miert. Ob weitere deutsche Stellen, darunter deutsche Bankenvertreter 
im Verwaltungsrat von SWIFT (Board), über den Sachverhalt vor die- 
sem Zeitpunkt informiert waren oder zu einem späteren Zeitpunkt 
über die Herausgabe der Daten unterrichtet wurden, ist der Bundesre- 
gierung nicht bekannt. 


32. Abgeordnete An wen haben die Deutsche Bundesbank und 

Gisela weitere deutsche Stellen ihr Wissen weitergege- 

Piltz ben? 

(FDP) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 5. Juli 2006 

Die Deutsche Bundesbank hat die erhaltenen Informationen über 
einen Datenzugriff seitens amerikanischer Behörden nicht an Dritte 
weitergeleitet. 


33. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


Wann sind die Kreditinstitute und andere am 
Zahlungsverkehr Beteiligte informiert worden, 
und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte der 
Zugriff US-amerikanischer Stellen auf SWIFT- 
Daten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 5. Juli 2006 

Ob Kreditinstitute und andere am Zahlungsverkehr Beteiligte von 
SWIFT über den Zugriff US-amerikanischer Stellen informiert wor- 
den sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Ebenfalls ist der Bundesregierung nicht bekannt, auf welche Rechts- 
grundlage der Zugriff US-amerikanischer Stellen auf SWIFT-Daten 
gestützt wurde. SWIFT hat ihren Sitz in Belgien und als Gesellschaft 
belgischen Rechts das belgische sowie das europäische Datenschutz- 
recht zu beachten. Ob und in welchem Umfang dagegen verstoßen 
wurde, kann die Bundesregierung derzeit weder in tatsächlicher noch 
in rechtlicher Flinsicht beurteilen. 


34. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung - vor 

Frank dem Hintergrund des aktuellen Beschlusses 

Schäffler der FU-Kommission vom 28. Juni 2006, die 

(FDP) Bundesrepublik Deutschland zur Änderung 

von § 40 des Kreditwesengesetzes aufzufor- 
dern - sicherzustellen, dass der Verkauf der 
Bankgesellschaft Berlin AG einschließlich der 
Berliner Sparkasse diskriminierungsfrei ent- 
sprechend der Zusage der Bundesrepublik 
Deutschland im Verfahren über die Umstruk- 
turierungsbeihilfe zugunsten der Bankgesell- 
schaft Berlin AG erfolgen kann, und welche 
Haftungsansprüche drohen im Falle eines Ver- 
stoßes gegen diese Zusage? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 6. Juli 2006 

Zur Sicherstellung, dass der Verkauf der Bankgesellschaft Berlin AG 
einschließlich der Berliner Sparkasse entsprechend den Beihilfeaufla- 
gen erfolgen kann, werden zwischen der Bundesregierung und der 
Europäischen Kommission sowohl auf politischer Ebene als auch zwi- 
schen den zuständigen Dienststellen ausführliche Gespräche geführt. 
Ziel hierbei ist es, das Beihilfeverfahren Bankgesellschaft Berlin AG 
und das Vertragsverletzungsverfahren nach § 40 des Kreditwesen- 
gesetzes einer umfassenden Fösung zuzuführen. 

Für den Fall, dass die Bundesrepublik Deutschland nicht die Beihil- 
feauflagen der Europäischen Kommission beim Verkauf der Bankge- 
sellschaft Berlin AG beachtet, könnte die Kommission letztendlich 
eine Rückgewähr der genehmigten Rettungs-/Umstrukturierungsbei- 
hilfe verlangen mit den entsprechenden negativen Auswirkungen für 
das Kreditinstitut und damit den Finanzplatz Deutschland sowie das 
Fand Berlin als dem Mehrheitsanteilseigner der Bankgesellschaft Ber- 
lin AG. In der Folge wäre ein Schadensersatzprozess des Kreditinsti- 
tuts bzw. der Anteilseigner gegen die Bundesrepublik Deutschland 
denkbar. 
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35. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, bundeseigene 
Wohnanlagen bzw. Teile von bundeseigenen 
Wohnanlagen in München zu verkaufen, und 
wenn ja, wie ist der konkrete Sachstand aufge- 
listet nach den einzelnen Objekten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Juli 2006 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) veräußert 
seit ihrer Errichtung am 1. Januar 2005 entsprechend ihrem gesetzli- 
chen Auftrag nicht betriebsnotwendige (entbehrliche) Liegenschaften 
aus ihrem Bestand, wozu auch entbehrliche Wohnimmobilien gehö- 
ren. 

Am Standort München plant die Bundesanstalt im Rahmen ihrer Ver- 
kaufsplanung 2006 neben der Wohnsiedlung Ludwigsfeld die Ver- 
äußerung von rund zehn übergroßen beziehungsweise für Wohnungs- 
fürsorgezwecke nicht geeigneten Einfamilienhäusern. 


36. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Rückt die Bundesregierung von der bisherigen 
Haltung ab, einen möglichen Verkauf der bun- 
deseigenen Wohnsiedlung München-Ludwigs- 
feld nur an die Landeshauptstadt München 
vorzunehmen, und wenn ja, welche anderen 
Verkaufsverhandlungen finden bereits statt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Juli 2006 

Die in der Vergangenheit mit der Stadt München geführten Verkaufs- 
verhandlungen sind gescheitert. Grund dafür war letztlich die fehlende 
Bereitschaft der Stadt, für die Liegenschaft den Verkehrswert (voller 
Wert im Sinn der Bundeshaushaltsordnung) zu bezahlen. 

Die Anfang der 50er Jahre in Schlichtbauweise errichtete Wohnsied- 
lung Ludwigsfeld (rund 690 WE) ist nicht für Wohnungsfürsorgezwe- 
cke des Bundes geeignet. Sie ist zudem unwirtschaftlich. Die Bundes- 
anstalt beabsichtigt daher den Verkauf im Verlauf des Jahres 2006. 

Die Stadt München ist in die Gespräche mit Kaufinteressenten einge- 
bunden. 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich von der Mitteilung näherer Einzel- 
heiten zum Stand einzelner Verkaufsverhandlungen absehe. Die Bun- 
desanstalt hat ein berechtigtes Interesse am Schutz von Unterneh- 
mensinterna, die unmittelbar oder mittelbar markt- oder preisbeein- 
flussende Wirkung haben können; dazu gehört naturgemäß das Wis- 
sen um konkrete Mitbewerber. Der Schutz solcher Geschäftsgeheim- 
nisse liegt auch im Interesse des Bundeshaushalts. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


37. Abgeordneter 

Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Für wie viele Anlagen mit welcher gesamten 
elektrischen Leistung sind im Jahr 2005 beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon- 
trolle (BAFA) gemäß § 5 Abs. 2 KWKG (Ge- 
setz für die Erhaltung, die Modernisierung 
und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung 
vom 19. März 2002) Anträge auf Zulassung 
nach § 6 Abs. 1 KWKG gestellt worden? 


38. Abgeordneter 

Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Wie verteilen sich die Anzahl und die gesamte 
elektrische Leistung auf Anlagen gemäß § 5 
Abs. 2 Nr. 2 (Brennstoffzellen) und § 5 Abs. 2 
Nr. 1 (kleine Kraft-Wärme-Kopplungsanla- 
gen), und wie verteilen sich letztere auf Anla- 
gen bis 50 kW und über 50 kW? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 3. Juli 2006 

Die Fragen 37 und 38 beantworte ich zusammenfassend wie folgt: 

Nach Auskunft des BAFA sind dort im Jahr 2005 Zulassungsanträge 
für 2 983 KWK-Anlagen mit einer gesamten elektrischen Leistung 
von 109,2 MW gemäß § 5 Abs. 2 Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ge- 
stellt worden. Davon entfielen auf Anlagen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 
(Brennstoffzellen-Anlagen) zwei Anlagen mit zusammen 0,25 MW e i 
und auf Anlagen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 (kleine KWK-Anlagen) 2 981 
Anlagen mit zusammen 108,95 MW el . Letztere teilten sich auf in 
2 806 Anlagen bis 50 kW el mit zusammen 25,38MW el und 175 Anla- 
gen über 50 kW el bis 2 MW el mit zusammen 83,57 MW e] . 


39. Abgeordneter 

Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Für wie viele Anlagen mit welcher gesamten 
elektrischen Leistung sind im Zeitraum vom 
1. April 2002 bis zum 31. Dezember 2005 
beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr- 
kontrolle (BAFA) gemäß § 5 Abs. 1 KWKG 
Anträge auf Zulassung nach § 6 Abs. 1 
KWKG gestellt worden? 


40. Abgeordneter 

Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Wie verteilen sich die Anzahl und die gesamte 
elektrische Leistung auf Anlagen gemäß den 
Ziffern 1, 2 und 3 des § 5 Abs. 2 KWKG? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 3. Juli 2006 

Die Fragen 39 und 40 beantworte ich zusammenfassend wie folgt: 

Nach Auskunft des BAFA sind dort im Zeitraum vom 1. April 2002 
bis zum 31. Dezember 2005 Zulassungsanträge für 4 322 KWK-Anla- 
gen mit einer gesamten elektrischen Leistung von 42 374,5 MW ge- 
mäß § 5 Abs. 1 KWKG gestellt worden. Davon entfielen auf Anlagen 
gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 (alte Bestandsanlagen) 401 Anlagen mit zu- 
sammen 18 818,48 MW el , auf Anlagen gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 (neue 
Bestandsanlagen) 3 847 Anlagen mit zusammen 20 335,24 MW el und 
auf Anlagen gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 (modernisierte Anlagen) 74 An- 
lagen mit zusammen 3 220,78 MW d . 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


41. Abgeordnete 
Marlene 
Mortler 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wann mit der Herausgabe des überar- 
beiteten „Leitfadens Nachhaltiges Bauen“ ge- 
rechnet werden darf (vgl. Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs bei der Bundes- 
ministerin für Verbraucherschutz, Ernährung 
und Landwirtschaft, Matthias Berninger, vom 
8. Oktober 2003 auf meine schriftliche Frage 
16 auf Bundestagsdrucksache 15/1772)? 


42. Abgeordnete 
Marlene 
Mortler 

(CDU/CSU) 


Was sind die Gründe für die bisher nicht er- 
folgte Überarbeitung und Herausgabe des 
„Leitfadens Nachhaltiges Bauen“, da die in 
der o. g. Antwort angekündigte Untersuchung 
durch die Bundesforschungsanstalt für Forst- 
und Holzwirtschaft in Hamburg bereits vor- 
liegt? 


Antwort des Staatssekretärs Gert Lindemann 
vom 3. Juli 2006 

Der bestehende Leitfaden Nachhaltiges Bauen (Neubau) wird unter 
Federführung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung so ergänzt, dass das nachhaltige Bauen auch für den Bereich 
des Gebäudebestands anwendbar sein soll. Die mit der Einrichtung 
des Arbeitsschwerpunkts „Ökobilanzen“ bei der Bundesforschungs- 
anstalt für Forst- und Holzwirtschaft erzielten Ergebnisse werden bei 
der Übearbeitung des Leitfadens berücksichtigt. Nachdem die Mess- 
größen zum nachhaltigen Bauen bestimmt wurden, sind die Arbeiten 
nahezu abgeschlossen. 
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Die Herausgabe des Leitfadens im Rahmen der Richtlinien für die 
Durchführung von Bauaufgaben des Bundes erfolgt nach Abschluss 
der Ressortabstimmung. 

Da bis zur Herausgabe voraussichtlich nicht für alle Produkte im Bau- 
wesen Umweltdeklarationen vollständig vorliegen, ist eine entspre- 
chende regelmäßige Aktualisierung vorgesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


43. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(FDP) 


Welche Ergebnisse lieferte die unabhängige 
Studie, auf die die Parlamentarische Staatssek- 
retärin beim Bundesminister der Verteidigung, 
Brigitte Schulte, in der Antwort auf die Fragen 
68 und 69 des Abgeordneten Günther Fried- 
rich Nolting in der Fragestunde am 14. April 
2001, Plenarprotokoll 14/163, S. 15931 C, ver- 
wies, der sich danach erkundigt hatte, welche 
konkreten Maßnahmen die Bundesregierung 
plant, um die Gefährdungssituationen, die sich 
aus Kabeleinflügen von Hubschraubern er- 
geben, zukünftig auszuschließen, und welche 
Unfälle und Beinahe-Unfälle durch eine Nach- 
rüstung mit Kabelkapp- oder Hinderniswarn- 
systemen hätten vermieden werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 30. Juni 2006 

Im Mai 1999 erteilte das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf- 
fung (BWB) der Firma IABG den Auftrag für die Studie „Kabelkapp- 
vorrichtung für Hubschrauber“. Ziel der Studie war neben der Ermitt- 
lung der Wirksamkeit eines Kabelkappsystems bei verschiedenen Lei- 
tungseinflügen auch die Untersuchung der Integrationsmöglichkeit in 
bereits in die Bundeswehr eingeführte Hubschrauber, welche bei der 
Beschaffung nicht mit entsprechenden Vorrichtungen ausgerüstet wur- 
den. Darüber hinaus sollte im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Analyse 
eine Abschätzung der Wirksamkeit von Kabelkappvorrichtungen im 
Vergleich mit laserbasierten Hinderniswarnsystemen vorgenommen 
werden. Die Firma IABG legte das Ergebnis der Studie am 22. März 
2000 dem Auftraggeber vor. 

Wesentliche Ergebnisse der Studie sind: 

• Konstruktionsbedingt lässt sich ein Hubschrauber nur in Feilberei- 
chen durch Kabelkappvorrichtungen schützen. Dies hat zur Folge, 
dass ein erfolgreicher Kappvorgang von speziellen Einflugbedin- 
gungen abhängig ist. 
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• Auch im horizontalen Flug kann der Hubschrauber nicht vollstän- 
dig geschützt werden. Vor allem der verwundbare Rotor und even- 
tuell darüber angebrachte Mastvisiere oder hinausragende Teile, 
wie z. B. der Heckrotor, bleiben ohne Schutz. 

• Weicht der Flugbahnvektor von der Rumpflängsachse ab, wie es 
im Steig- und Sinkflug, aber auch in der Beschleunigung oder Ver- 
zögerung der Fall ist, nehmen aufgrund der geometrischen Verhält- 
nisse die ungeschützten Bereiche zu und die geschützten Bereiche 
ab. 

• Eine Kabelkappvorrichtung mit ihrem eingeschränkten Wirkungs- 
bereich bietet lediglich eine Teilabsicherung gegen die Schädigungs- 
mechanismen bei Einflug in ein Drahthindernis. 

• Prinzipiell erkennen die heutigen Hinderniswarnanlagen auf Laser- 
basis Drahthindernisse im Erfassungskegel ab einem Durchmesser 
von 5 bis 10 mm ohne Begrenzung nach oben mit hoher dreidimen- 
sionaler Messgenauigkeit. 

• Beim Tiefflug innerhalb der Hinderniskulisse ist jedoch das Vor- 
handensein eines entsprechenden Warnabstands nicht immer ge- 
geben und der Erfassungskegel bietet nur begrenzte seitliche Ab- 
deckung für Manöver und Kurvenflüge. 

• Die Nutzwertermittlung für die Kabelkappvorrichtung und vier 
verschiedene Ausführungen der Hinderniswarnanlagen auf Laser- 
basis hat ergeben, dass im Tiefflug eine Kabelkappvorrichtung 
ca. 49 Prozent der maximal möglichen Punkte der Bewertungsmat- 
rix erhielt, während die verschiedenen Hinderniswarnanlagen zwi- 
schen 74 und 84 Prozent der möglichen Punkte erreichten. Bei 
Transportmissionen waren die Werte 43 Prozent bei der Kabel- 
kappvorrichtung und 79 bis 87 Prozent bei den Hinderniswarn- 
anlagen. 

• Für Hinderniswarnanlagen, zurzeit auf Laserbasis, wird ein großes 
Entwicklungspotenzial gesehen. Hier kann durch Fortentwicklung 
eine Verbesserung der Erkennungsleistung, der Gesichtsfelder, der 
Massebilanz sowie der Wirtschaftlichkeit erfolgen. Die Wetterab- 
hängigkeit kann jedoch nicht wesentlich verbessert werden. 

• Der Transporthubschrauber CH-53 G/GS, die Marinehubschrau- 
ber Sea King MK 41 und Sea Lynx MK 88 sowie der Verbindungs- 
und Panzerabwehrhubschrauber BO 105 und der Schulungshub- 
schrauber (SHS) EC 135 wurden bezüglich Kabelkappvorrichtung 
und Hinderniswarnanlage einer Nutzwertanalyse unterzogen, in 
die das Einsatzspektrum die Möglichkeiten und Voraussetzungen 
der Einrüstung einer Kabelkappvorrichtung und ergänzend oder al- 
ternativ einer Hinderniswarnanlage sowie die Restnutzungsdauer 
und die Lebenswegkosten eingingen. 

• Die Flugsicherheitsorganisation der Bundeswehr bietet durch 
Schulungen, Publikationen und Leistungsüberwachungen beste Vo- 
raussetzungen, um bei den fliegenden Besatzungen im täglichen 
Flugbetrieb das Risikobewusstsein hinsichtlich der Gefährdungs- 
situationen von Kabelhindernissen zu erhöhen. 
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Für eine Aussage, welche Unfälle und Zwischenfälle durch Nachrüs- 
tung mit Kabelkappvorrichtungen hätten vermieden werden können, 
muss das Gesamtsystem, bestehend aus tfubschrauber und Besatzung, 
betrachtet werden. Die Einflussfaktoren reichen dabei von den jeweili- 
gen Einsatzszenarien bis hin zu den physischen und psychischen Belas- 
tungssituationen der Besatzung. Elierzu liegen beim für eine solche 
Auswertung zuständigen General für die Flugsicherheit in der Bundes- 
wehr keine fundierten Erkenntnisse vor. Welche Unfälle und Zwi- 
schenfälle durch die Nachrüstung von Kabelkappvorrichtungen und 
das Vorhandensein von Hinderniswarnanlagen hätten vermieden wer- 
den können, ist nicht bekannt. Es verunglücken jedoch auch Hub- 
schrauber mit Kabelkapp- oder Hinderniswarnanlagen in Szenarien, 
die durch diese Anlagen an sich ausgeschlossen werden sollen. 


44. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(FDP) 


Sind Nachrüstungen, und wenn ja welche, nun- 
mehr beabsichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 30. Juni 2006 

Nachrüstungen für bereits in die Bundeswehr eingeführte Hubschrau- 
ber sind, basierend auf den Untersuchungen der Studie, insbesondere 
der Diskussion der Möglichkeiten und Voraussetzungen, für eine Ein- 
rüstung von Kabelkappvorrichtungen und ergänzend oder alternativ 
einer Hinderniswarnanlage nicht vorgesehen. Eine Nachrüstung wäre 
zwar unter erheblichem technisch-konstruktivem Aufwand unter Ein- 
beziehung von Änderungen an der Hubschrauberzelle denkbar, stün- 
den jedoch nach überschlägiger Betrachtung im Vergleich zu den er- 
griffenen Maßnahmen im Bereich der Auflagen zur Flugsicherheit 
und Risikominimierung außerhalb einer wirtschaftlich sinnvollen Lö- 
sung. 

Bei den neu einzuführenden Hubschraubern NH90 LTH Heer und 
NH90 LTH SAR gehören Kabelkappvorrichtungen und Hindernis- 
warnanlagen zum Lieferumfang. Die Hinderniswarnanlage befindet 
sich noch in der Entwicklungsphase. Am Unterstützungshubschrauber 
UH TIGER ist eine Kabelkappvorrichtung vorhanden, eine Ausrüs- 
tung mit einer Hinderniswarnanlage ist aufgrund des Einsatzprofils im 
Tiefflug nicht geplant, da beim Flug in Bodennähe ständige Warnhin- 
weise erfolgen und damit die Anlage ihre Funktion verliert. 


45. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Inwieweit wurden im Zusammenhang mit dem 
IT-Projekt „Herkules“ der Bundeswehr bereits 
mit den Landesregierungen der möglichen 
Standorte konkrete Verhandlungen geführt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 6. Juli 2006 

Das Bieterkonsortium SI bevorzugt den Standort Meckenheim für die 
IT-Gesellschaft. Hierzu hat ein Gespräch mit dem Ministerpräsiden- 
ten von Nordrhein-Westfalen stattgefunden, jedoch keine Verhand- 
lung. 


46. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Welche wirtschaftlichen und organisatorischen 
Synergieeffekte sieht die Bundesregierung bei 
einer Ansiedlung der neu zu gründenden IT- 
Gesellschaft am Standort des IT-Amtes Bw? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 6. Juli 2006 

Die Auswahl des Standorts der IT-Gesellschaft trifft das Bieterkonsor- 
tium SI. Im Übrigen ist das IT-AmtBw nicht an einem Standort kon- 
zentriert. Die Aufgaben der IT-Gesellschaft werden durch das IT- 
AmtBw fachlich außer in Koblenz vor allem in Bonn betreut - die 
logistischen und administrativen DV-Verfahren durch Außenstellen 
des IT-AmtBw in Bonn/Beuel und das Projekt SASPF durch eine 
Außenstelle in Bonn/Bad Godesberg. Darüber hinaus befinden sich 
eine Reihe betrieblicher Einrichtungen der Bundeswehr, die zukünftig 
zur IT-Gesellschaft gehören werden, im Raum Bonn. Daher ist aus 
Sicht der Bundeswehr der Standort Meckenheim mit seiner Nähe zu 
Bonn eine akzeptable Entscheidung des Bieterkonsortiums. 


47. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Auf welche Höhe beziffert die Bundesregie- 
rung jeweils die Investitionskosten für die in 
Frage kommenden Standorte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 6. Juli 2006 

Das Bieterkonsortium SI strebt eine Mietlösung am Standort Mecken- 
heim an und ist hierzu in Gesprächen mit Investoren. Die Bundeswehr 
ist an diesen Verhandlungen nicht beteiligt. 


48. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine An- 
siedlung der neu zu gründenden IT-Gesell- 
schaft am Standort Koblenz unter den verfas- 
sungsrechtlichen Grundsätzen von Wirtschaft- 
lichkeit und Sparsamkeit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 6. Juli 2006 

Die Wahl des Standorts hat auf die von der Bundeswehr zu entrichten- 
de Vergütung an die IT-Gesellschaft keinen Einfluss. Mit Bezug auf 
die Antwort zu Frage 46 würden sich auch sonst keine erkennbaren 
wesentlichen Vorteile für den Bund aus einer etwaigen Standort- 
entscheidung zu Gunsten von Koblenz im Vergleich zu Meckenheim 
ergeben. 

Die Frage der Wirtschaftlichkeit des Standorts für die IT-Gesellschaft 
selbst liegt in der Verantwortung des Bieterkonsortiums SI, das auch 
das wirtschaftliche Risiko trägt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


49. Abgeordnete Welche Unterstützungsmöglichkeiten gab es 

Ina beim bisherigen Erziehungsgeld, dessen Aus- 

Lenke Zahlung oft erst nach fünf Monaten nach An- 

(FDP) tragstellung erfolgte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. Juli 2006 

Die Auszahlung des bisherigen Erziehungsgelds erfolgt durch die Bun- 
desländer. Eine Auszahlung erst nach fünf Monaten stellt die Ausnah- 
me dar. Ist eine frühere Entscheidung nicht möglich, können nach den 
allgemeinen sozialrechtlichen Regelungen die Zahlung eines Vorschus- 
ses oder eine Vorwegzahlung erfolgen. 


50. Abgeordnete Von welcher durchschnittlichen Bearbeitungs- 

Ina zeit der Anträge auf Elterngeld geht die Bun- 

Lenke desregierung aus? 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. Juli 2006 

Die Durchführung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes ob- 
liegt nach dem Gesetzentwurf den Ländern. Die Bundesregierung hat 
keinen unmittelbaren Einfluss auf die Bearbeitungsdauer von Anträ- 
gen. In der von den Ländern gebildeten Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur 
Durchführung des künftigen Elterngelds räumen die Vertreter der 
Länder und des Bundes einer zügigen Bearbeitung der Anträge eine 
hohe Priorität ein. 
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51. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Welche Zahlungen stehen Familien auf der 
Grundlage des Elterngeldanspruchs im Rah- 
men der Elternzeit zeitnah zur Verfügung, falls 
sich Bearbeitung und Auszahlung des bean- 
tragten Elterngelds zeitlich verzögern sollten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. Juli 2006 

Auf die Antwort zu Frage 49 wird verwiesen. Artikel 1 des Entwurfs 
der Bundesregierung zur Einführung eines Elterngelds enthält in § 8 
Abs. 3 die Möglichkeit einer vorläufigen Zahlung von Elterngeld, 
wenn das für das Elterngeld maßgebliche Einkommen aus Erwerbstä- 
tigkeit zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht ermittelt werden kann 
oder noch nicht feststeht. 


52. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Anhand von welchen Unterlagen sollen beim 
Elterngeld Selbstständige ihr Einkommen der 
letzten zwölf Kalendermonate vor dem Monat 
der Geburt des Kindes nachweisen, und inwie- 
weit wird ein vorläufiger Jahresabschluss der 
Firma durch die Behörden anerkannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. Juli 2006 

Einzelheiten des Verwaltungsverfahrens wie die Bestimmung der ge- 
eigneten Unterlagen sind mit den für die Durchführung des Gesetzes 
zuständigen Ländern abzustimmen. Auch ein vorläufiger Jahresab- 
schluss kommt nach Auffassung der Bundesregierung als Grundlage 
für die ggf. vorläufige Zahlung in Betracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


53. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(FDP) 


Mit welchem Zeithorizont und welchem Fi- 
nanzvolumen plant die Bundesregierung eine 
Fortsetzung der Anzeigenkampagne zur Ge- 
sundheitspolitik, die am 30. Juni 2006 in zahl- 
reichen Zeitungen, u. a. der „Frankfurter All- 
gemeine Zeitung“ und dem „DER TAGES- 
SPIEGEL“, begonnen wurde? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 6. Juli 2006 

Die Bundesregierung muss ihre zentralen Reformvorhaben der gro- 
ßen Koalition - wie z. B. die Gesundheitsreform - fortlaufend und 
zeitnah kommunizieren, auch über Informationsanzeigen. 

Hierzu werden entsprechend Mediapläne entwickelt, über die noch 
nicht abschließend entschieden wurde. Daher stehen die konkreten 
Schalttermine und Volumina noch nicht fest. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung wird die Öf- 
fentlichkeit jeweils über seine Kampagnen hinsichtlich Zeitpunkt, Um- 
fang und Kosten durch eine Pressemitteilung informieren. 


54. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(FDP) 


Was bezweckt die Bundesregierung mit diesen 
Anzeigen, und was versteht sie unter der 
„neuen Gesundheitsversicherung“? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 6. Juli 2006 

Die Bundesregierung beabsichtigt mit der Anzeige vom 30. Juni 2006, 
dem Bekenntnis des Koalitionsvertrags entsprechend, auf die hohe 
Bedeutung des Gesundheitsstandorts Deutschland aufmerksam zu 
machen. 

Unter der Bezeichnung „neue Gesundheitsversicherung“ ist der noch 
veränderbare Arbeitsbegriff des Bundesministeriums für Gesundheit 
für die anstehende Reform des Gesundheitswesens zu verstehen. Er 
verbindet die Begriffe „Gesundheitsprämie“ und „Bürgerversiche- 
rung“. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung 


55. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE LINKE.) 


Welche rechtlichen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung für die Bundesländer oder 
beabsichtigt sie, diesen einzuräumen, um bei 
Kürzungen der Regionalisierungsmittel für 
den Schienenpersonennahverkehr, wie sie jetzt 
im Haushaltsbegleitgesetz festgeschrieben wor- 
den sind, den Bundesländern ein kurzfristiges 
Neuverhandeln der Nahverkehrsverträge mit 
den Verkehrsunternehmen zu ermöglichen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Juli 2006 

Die Fragestellung berücksichtigt nicht die geltende Rechtslage. Seit 
Inkrafttreten des Regionalisierungsgesetzes am 1. Januar 1996 liegt 
die Aufgaben- und Finanzverantwortung für den Schienenpersonen- 
nahverkehr (SPNV) bei den Ländern. Die Verantwortlichen für den 
SPNV (die Länder als Besteller, die Verkehrsunternehmen als Anbie- 
ter von Verkehrsleistungen) vereinbaren seitdem vertraglich die zu er- 
bringenden Leistungen. Der Bund ist bei diesen Verhandlungen nicht 
beteiligt und hat keine Möglichkeiten, in die vertragliche Gestaltung 
bei der Ausschreibung und Vergabe von Verkehrsleistungen einzugrei- 
fen. 


56. Abgeordneter 

Peter 

Hettlich 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen wurden aus dem letz- 
ten Bundesbauschadensbericht aus dem Jahre 
1995 gezogen, und welche Maßnahmen zur 
Beseitigung der Schäden begonnen bzw. abge- 
schlossen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 6. Juli 2006 

Der Bauschadensbericht aus dem Jahre 1995 wurde durch den Dialog 
Bauqualität 2002 fortgeführt. Mittels Veranstaltungen für die Fachöf- 
fentlichkeit (sog. Workshops) fanden die Ergebnisse Eingang in die 
Praxis. 


57. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Not- 

Peter wendigkeit, einen neuen, aktualisierten Bun- 

Hettlich desbauschadensbericht in Auftrag zu geben 

(BÜNDNIS 90/ bzw. vorzulegen? 

DIE GRÜNEN) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 6. Juli 2006 

Derzeit wird ein Bausicherheitsbericht durch die Bundesregierung 
erarbeitet, der nach den Schadensfällen in Bad Reichenhall und im 
Ausland die Standsicherheit der Bauwerke des Bundes zum Inhalt hat. 
Dieser Bericht wird Ende 2007 vorliegen. 


58. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, inwieweit eine Reduzierung der Ge- 
schwindigkeit zu einer durchschnittlichen Ein- 
sparung des Kraftstoffverbrauchs (in Litern) 
bei Personenkraftwagen und Lastkraftwagen 
führt, und wenn ja, in welchem Umfang? 
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59. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Soweit der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die mögliche durchschnittliche Einsparung von 
Kraftstoff (in Litern) durch die Reduktion der 
Geschwindigkeit vorliegen, wie hoch liegt die- 
se bei einer Reduktion der Geschwindigkeit 
um 20 km/h? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 4. Juli 2006 

Die Fragen 58 und 59 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Das Potenzial der Reduzierung des Kraftstoffverbrauchs und damit 
auch der CCU-Emissionen durch Geschwindigkeitsreduzierungen 
(z. B. durch ein Tempolimit) wird oft weit überschätzt. Rückschlüsse 
aus früheren umfassenden Untersuchungen in Deutschland (1985) 
und der Schweiz (1991) auf Autobahnen lassen keine signifikante Re- 
duzierung der Gesamt-CCT-Emissionen erwarten. Sie betrugen weni- 
ger als 0,2 Prozent der anthropogenen CCU-Emissionen in Deutsch- 
land und der Schweiz. 

Auch nach dem Bericht „Umweltwirkungen von Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen“ des Bundesumweltamtes (Mai 1999) ergibt sich, dass 
bei einer hohen Befolgungsquote von 80 Prozent bei einem Tempo- 
limit von 120 km/h eine Minderung der CCU-Gesamtbelastung von 
nur 0,3 Prozent und bei einem Tempolimit von 100 km/h von nur 
0,6 Prozent zu erwarten wäre. 


60. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung da- 
raus, dass vor dem Hintergrund, dass die Bun- 
desregierung jährlich große finanzielle Beiträ- 
ge an die Deutsche Bahn AG aus den von allen 
Bürgerinnen und Bürgern geleisteten Steuer- 
mitteln leistet, dieses Unternehmen einen Teil 
seines Kapitals dafür verwendet, einen dreijäh- 
rigen Sponsoringvertrag mit einem Fußballver- 
ein, nämlich Hertha BSC, zu schließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 4. Juli 2006 

Die Entscheidung der Deutsche Bahn AG (DB AG), mit dem Fuß- 
ballverein Hertha BSC einen Sponsoringvertrag zu schließen, betrifft 
den unternehmerischen Verantwortungsbereich des Vorstands der DB 
AG. Gemäß Aktiengesetz leitet der Vorstand die Gesellschaft in eige- 
ner Verantwortung. Dazu gehören auch Entscheidungen über Art und 
Höhe von Ausgaben für Werbung, von denen sich das Unternehmen 
positive Impulse für die Umsatzentwicklung verspricht. Eine Einfluss- 
nahme des Bundes auf diese rein unternehmerische Entscheidung ist 
nicht möglich. Ein Zusammenhang mit den für den Neubau und die 
Unterhaltung des Schienennetzes zur Verfügung gestellten Bundesmit- 
teln besteht nicht. 
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61. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Bestätigt die Bundesregierung Presseberichte, 
nach denen die Realisierung der bereits be- 
schlossenen Strombaumaßnahmen an der Elbe 
zwischen Geesthacht und der tschechischen 
Grenze zurückgestellt werden soll (vgl. DER 
SPIEGEL, 24/2006)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. Juli 2006 

Der Bundesverkehrswegeplan 2003 enthält keine Ausbaumaßnahmen 
zur Elbe. 

Die Infrastrukturaufgaben beschränken sich folglich auf Unterhal- 
tungs- und Reparaturmaßnahmen, die den Status quo der Schifffahrts- 
verhältnisse vor dem Flochwasser vom August 2002 wieder herstellen 
und erhalten. Diese Arbeiten basieren auf den zwischen dem Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und dem Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit abge- 
stimmten „Grundsätzen für das Fachkonzept der Unterhaltung der 
Elbe zwischen Tschechien und Geesthacht“. Diese Unterhaltungs- 
und Reparaturmaßnahmen werden unverändert fortgesetzt. 


62. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Wie sieht der aktuelle Zeitplan für die Umset- 
zung o. g. Maßnahmen aus? 


63. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Welche Gründe waren ggf. für die Zurückstel- 
lung o. g. Projekts maßgeblich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. Juli 2006 

Die Fragen 62 und 63 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Strombaumaßnahmen im Sinne von Ausbaumaßnahmen sind nicht 
geplant, die Unterhaltungs- und Reparaturmaßnahmen werden fortge- 
setzt. 


64. Abgeordneter 

Jan 

Mücke 

(FDP) 


Trifft es zu, dass die Entscheidung zur Zurück- 
stellung o. g. Maßnahmen (auch) damit im 
Zusammenhang steht, umweltpolitische und 
finanzielle Bedenken hinsichtlich der geplanten 
Elbvertiefung zwischen Hamburg und der Elb- 
mündung auszuräumen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. Juli 2006 

Nein. 


65. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(FDP) 


Welche terminlichen Konsequenzen hat die 
Verbindung des eCall-Systems mit dem Satelli- 
tensystem Galileo, und wie weit sind die tech- 
nischen Kapazitäten für die Nutzung gemein- 
samer Strukturen in den EU-Mitgliedstaaten 
entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 6. Juli 2006 

Das Satellitennavigationssystem Galileo soll nach den gegenwärtigen 
Planungen der Europäischen Kommission 2010/2011 betriebsbereit 
sein. Zwischen der Europäischen Union und den USA ist die Inter- 
operabilität von GPS und Galileo vereinbart. Es wird in Zukunft 
voraussichtlich nur noch Empfangsgeräte im „offenen Dienst“ geben, 
die gleichzeitig die Signale beider Systeme verarbeiten können. 

Das eCall-System ist noch nicht detailliert technisch ausgestaltet, an 
entsprechenden Standards wird gearbeitet. Es ist nach hiesiger Kennt- 
nis anzunehmen, dass eCall mit den beiden Systemen GPS und Gali- 
leo arbeiten kann. Es ist nicht davon auszugehen, das sich terminliche 
Konsequenzen aus der Installation des Satellitennavigationssystems 
Galileo ergeben. Die Bundesregierung hat im Rahmen der eSafety Ini- 
tiative der Europäischen Kommission auf das Erfordernis einheitli- 
cher Datenprotokolle - die wesentliche Grundlage für die Nutzung ge- 
meinsamer Strukturen sind - hingewiesen und hierzu einen Vorschlag 
eingebracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


66. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auflagen muss nach Auffassung der 
Bundesregierung das Projekt Sachalin II erhal- 
ten, damit eine umweltgerechte Durchführung 
(Vermeidung von Umweltschäden, Bestands- 
schutz der akut bedrohten Grauwalpopulation) 
sichergestellt und eine Genehmigung durch 
das Direktorium der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) ver- 
tretbar ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 30. Juni 2006 

Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) 
verbindet ihre Kreditzusagen mit Auflagen, die international aner- 
kannten, hohen Sozial- und Elmweltstandards genügen müssen. Als 
Anteilseignerin der EN BW hat die Bundesregierung an der Definition 
und Ausgestaltung der von der EBWE angelegten Standards mitge- 
wirkt und setzt sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für die Einhal- 
tung dieser Auflagen ein. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen der EBWE 
noch nicht ausreichende Informationen vor, die es dem Management 
der Bank erlauben, dem Direktorium eine Empfehlung auf der Grund- 
lage der festgelegten Standards vorzulegen. Die Bundesregierung wird 
die Entscheidung über ihr Stimmverhalten im Direktorium erst dann 
vornehmen, wenn eine Empfehlung vorliegt. 


67. Abgeordnete 

Marlene 

Mortler 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung 2005 
den Stromkonzernen Emissionszertifikate im 
Wert von rund 4 Mrd. Euro geschenkt hat 
(Kontraste vom 22. Juni 2006), und ist der 
Bundesregierung bekannt, ob die Stromkon- 
zerne diese erhaltenen Emissionszertifikate als 
Ausgaben verbuchten und die Strompreise für 
den privaten Endverbraucher um eben diese 
4 Mrd. Euro erhöht haben? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 30. Juni 2006 

Nach Artikel 10 der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den 
Handel mit Treibhausgaszertifikaten in der Gemeinschaft sind zwin- 
gend 95 Prozent der Zertifikate für die Handelsperiode 2005 bis 2007 
kostenlos zuzuteilen. Daher erfolgt die Zuteilung der C0 2 -Emissions- 
zertifikate für die erste Handelsperiode des europäischen Emissions- 
handels in Deutschland kostenlos (Zuteilungsmethode Grandfathe- 
ring). 

Die Zuteilungsmenge in Deutschland für die erste Handelsperiode be- 
trägt jährlich 499 Mio. Tonnen C0 2 . Davon entfielen rund 78 Prozent 
auf Anlagen der Energieerzeugung und -Umwandlung sowohl der öf- 
fentlichen Versorgung als auch der industriellen Kraftwirtschaft. Die- 
ser Zuteilung stehen jedoch die Abgabepflichten nach § 6 TEHG ge- 
genüber. Demnach müssen die dem Emissionshandel unterliegenden 
Anlagenbetreiber für jede emittierte Tonne C0 2 im Abrechnungszeit- 
raum ein Zertifikat bei der zuständigen Behörde abgeben. 

Der Bundesregierung liegen keine belastbaren Schätzungen zum Um- 
fang der Einpreisung der Zertifikatpreise in den Strompreis vor. Das 
Bundeskartellamt prüft derzeit in einem Preismissbrauchsverfahren, 
ob bei der Strompreiskalkulation unter Einbeziehung der Emissions- 
zertifikate ein Missbrauch marktbeherrschender Stromversorgungsun- 
ternehmen vorliegt. Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
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68. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor 
über Fälle, in denen Mobilfunkbetreiber ihre 
Selbstverpflichtung vom 5. Dezember 2001 
„Maßnahmen zur Verbesserung von Sicherheit 
und Verbraucher-, Umwelt- und Gesundheits- 
schutz, Information und vertrauensbildende 
Maßnahmen beim Ausbau der Mobilfunknet- 
ze“ nicht eingehalten haben? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 5. Juli 2006 

Im Rahmen ihrer Selbstverpflichtung aus Dezember 2001 haben sich 
die Mobilfunknetzbetreiber verpflichtet, mindestens einmal jährlich 
auf der Basis eines unabhängigen Gutachtens über die Erfahrungen 
mit der Selbstverpflichtung zu informieren. Der letzte Bericht wurde 
im Frühjahr 2006 veröffentlicht (www.bmu.de/strahlenschutz/mobil- 
funk/infos/doc/36959.php). Ein wesentlicher Bestandteil dieser Be- 
richte ist der Kommunikation und Partizipation gewidmet. Danach er- 
füllten die Betreiber im Jahr 2005 die Zusagen aus der Selbstverpflich- 
tung überwiegend. In den jährlichen Gutachten wird bestätigt, dass 
sich die kommunale Zusammenarbeit seit Beginn der Selbstverpflich- 
tung von Jahr zu Jahr weiter verbessert hat. Das schließt Konflikte im 
Einzelfall nicht aus. 

Obwohl die Zahl der errichteten Stationen deutlich zugenommen hat, 
ist im vergangenen Jahr die Zahl der Konflikte bei der Auswahl von 
Standorten für Mobilfunkbasisstationen nicht angestiegen. 


69. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Maßnahmen er- 
greifen, wenn sich herausstellen sollte, dass 
sich Mobilfunkbetreiber bei der Aufstellung 
von Sendemasten nicht an die Selbstverpflich- 
tung halten und beispielsweise privat betriebe- 
ne Schulen und Kindertagesstätten bei ihrer 
Standortwahl unberücksichtigt lassen, wie of- 
fenbar im Fall Büsingstraße 19 in Tempelhof- 
Schöneberg von Berlin geschehen, und wenn 
ja, welche? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 5. Juli 2006 

Ja. Die Bundesregierung ist laufend im intensiven Kontakt mit den 
Betreibern auch zu einzelnen Konfliktfällen. Soweit von Beteiligten 
gewünscht, unterstützt sie Konfliktlösungen vor Ort. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


70. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung in 
den Jahren 1998 bis 2006 die Forschung zur 
Grünen Gentechnik in den Bereichen der öko- 
logischen Sicherheitsforschung, der Auskreu- 
zungsforschung, der Guten fachlichen Praxis 
und der gesundheitlichen Unbedenklichkeits- 
forschung jeweils gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 5. Juli 2006 

Im Zeitraum von 1998 bis 2006 wurden insgesamt ca. 39 Mio. Euro 
für Fragen der Biologischen Sicherheitsforschung aufgewandt. Davon 
wurden Projekte insbesondere in den Bereichen: 

• freisetzungsbegleitende Forschungsansätze, 

• Methodenentwicklung für ein anbaubegleitendes Monitoring, 

• Kommunikationsmanagement in der biologischen Sicherheitsfor- 
schung 

gefördert. 

Forschungsprojekte zur Sicherheit transgener Pflanzen mit dem Ziel 
der Verhinderung von Auskreuzung über Pollensterilität, neue Gen- 
transferverfahren und die Eliminierung von Markergenen wurden da- 
bei mit ca. 5 Mio. Euro finanziert. 

Für freisetzungsbegleitende Untersuchungen und die Entwicklung 
von Methoden für das anbaubegleitende Monitoring mit dem Ziel, 
Auswirkungen des Anbaus transgener Pflanzen auf die Ökosysteme 
zu erforschen (ökologische Sicherheitsforschung), wurden ca. 30 Mio. 
Euro aufgewandt. 

Im Rahmen des Kommunikationsmanagements wird ein umfangrei- 
ches Informationsportal www.biosicherheit.de betrieben und mit bis- 
lang ca. 4 Mio. Euro finanziert. 


71. Abgeordneter 
Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung in 
den Jahren 1998 bis 2006 Gelder für die Er- 
forschung neuer Entwicklungen im Bereich 
der Grünen Gentechnik jeweils gefördert, und 
welche Ergebnisse solcher Forschung waren 
Grundlage für erfolgreiche Innovationen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 5. Juli 2006 

Der Bereich der Grünen Gentechnik (hier: Pflanzengenomforschung) 
wurde im Zeitraum 1998 bis 2006 im Wesentlichen im Rahmen der 
Fördermaßnahme „Genomanalyse im Biologischen System Pflanze - 
GABI“ mit bislang ca. 64 Mio. Euro gefördert. Daneben wurden The- 
men der Grünen Gentechnik in anderen Fördermaßnahmen des 
BMBF aufgegriffen und mit insgesamt ca. 23 Mio. Euro gefördert, da- 
von ca. 6 Mio. Euro in der Fördermaßnahme InnoRegio. Einzelheiten 
sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. Angegeben sind Förder- 
schwerpunkte und Förderzahlen (in Mio. Euro): 
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Ergebnisse aus der Pflanzengenomforschung (hier: Fördermaßnahme 
GABI) waren Grundlage für die Entwicklung von Werkzeugen für die 
Pflanzenzucht, die Entwicklung neuer Pflanzen mit verbesserten Qua- 
litätsmerkmalen und neuen Ertragsmerkmalen. Beispiele zeigt die fol- 
gende Tabelle. Angegeben sind innovatie Ergebnisse aus der Förder- 
maßnahme GABI: 


Beispiele für innovative Ergebnisse der Pflanzen ge numforscliung 
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Darüber hinaus waren Ergebnisse aus der Fördermaßnahme GABI 
Grundlage für die Gründung von bislang drei Biotechnologie-Unter- 
nehmen. 


Berlin, den 7. Juli 2006 
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